
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Familie, Frauen, Kultur und Integration

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Damian Lohr (AfD)
– Drucksache 18/13137 –

Kreis Mainz-Bingen lehnt Einführung der Bezahlkarte für Asylbewerber ab

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/13137 – vom 8. Oktober 2025 hat folgenden Wortlaut:

Wie die Allgemeine Zeitung am 7. Oktober 2025 berichtete, ist die Einführung der von der Landesregierung initiierten Bezahlkarte 
für Asylbewerber von sämtlichen Kommunen im Landkreis Mainz-Bingen abgelehnt worden. Als Gründe nannten Kommunen 
und Kreisverwaltung, dass der Bargeldbetrag i. H. v. monatlich 130 Euro und der erwartbare Verwaltungsaufwand zu hoch seien.
Im Integrationsausschuss am 8. Mai 2025 sprach Staatssekretär Janosch Littig hinsichtlich der kritisierten Bargeldobergrenze von 
einer „Regelempfehlung“, auf die sich das Land am 28. April 2025 gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden geeinigt 
habe. Außerdem betonte er, dass es Ziel der Landesregierung gewesen sei, die Einführung der Bezahlkarte „verwaltungsarm“ zu 
gestalten.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Welche Landkreise und kreisfreien Städte haben die Bezahlkarte für Asylbewerber bisher eingeführt, planen die Einführung 

oder haben sie abgelehnt (bitte einzeln nach Status auflisten)?
2.	 Aus welchen Gründen wurde die Einführung in den betreffenden Kommunen abgelehnt (bitte einzeln nach Kommunen auf-

listen)?
3.	 Wie erklärt die Landesregierung den Widerspruch, dass die Bezahlkarte im Kreis Mainz-Bingen unter Verweis auf einen zu 

hohen Verwaltungsaufwand flächendeckend abgelehnt wurde, obwohl Staatssekretär Littig im Integrationsausschuss die „ver-
waltungsarme“ Ausgestaltung besonders hervorhob?

4.	 Handelt es sich bei der kritisierten Bargeldobergrenze i. H. v. 130 Euro um eine Empfehlung oder eine verbindliche Vorgabe 
für die Kommunen (bitte in diesem Kontext auch den Begriff „Regelempfehlung“ erläutern)?

5.	 Welche fakultativen und verbindlichen Ausgestaltungsmerkmale (bitte getrennt aufführen) existieren außerdem gemäß der 
Landeseinigung mit den kommunalen Spitzenverbänden für die Bezahlkarte in Rheinland-Pfalz?

6.	 Welche Kommunen in Rheinland-Pfalz haben abweichende Regelungen von etwaigen Landesempfehlungen für ihre Bezahl-
karten getroffen?

7.	 Um welche Abweichungen/Sonderregelungen handelt es sich (bitte nach betreffenden Kommunen aufschlüsseln)?

Das Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integration hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit an-
gefügtem Schreiben beantwortet.
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29. Oktober 2025

Kleine Anfrage des Abgeordneten Damian Lohr (AfD)
Kreis Mainz-Bingen lehnt Einführung der Bezahlkarte für Asylbewerber ab
– Drucksache 18/13137 –

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

Vorbemerkung:

Die rheinland-pfälzischen Kommunen entscheiden im Rahmen der kommunalen Selbst-

verwaltung bei der Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylblG) nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des Landesaufnahmegesetzes eigenständig über die Einführung und

Nutzung der Bezahlkarte des Landes. Somit steht es den Landkreisen und kreisfreien 

Städten im Rahmen der Selbstverwaltungshoheit frei, sich gegen die Einführung der 

Bezahlkarte des Landes zu entscheiden. Weder die Entscheidung zur Nutzung des Be-

zahlkartensystems noch dessen Ablehnung ist gegenüber dem Land begründungsbe-

dürftig.

Dies voran gestellt beantworte ich die Kleine Anfrage namens der Landesregierung 

wie folgt:

Zu Frage 1 und 2:
Zum Stand 20. Oktober 2025 haben insgesamt 22 von 36 Landkreisen und kreisfreien 

Städten die Kooperationsvereinbarung des Landes zur kommunalen Beteiligung am 
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Bezahlkartensystem des Landes Rheinland-Pfalz bei der Durchführung des AsylbLG 

gezeichnet. Der Beitritt zur Kooperationsvereinbarung ist Voraussetzung für den Abruf 

von Bezahlkarten im Auftrag und Namen des Landes und zur kommunalen Nutzung 

des landeseigenen Bezahlkartensystems. Die Kreise ermöglichen durch ihren Beitritt 

zugleich die Nutzung der Bezahlkarte durch die Leistungsbehörden der kreisangehöri-

gen Gebietskörperschaften, soweit die Durchführung des AsylbLG nach § 2 Abs. 2 oder 

3 des Landesaufnahmegesetzes kreisintern delegiert wurde. 

 
Die Kommunen, die die Kooperationsvereinbarung gezeichnet haben, sowie der dem 

Land bekannte Umsetzungsstand bei der Einführung der Bezahlkarte sind der nachste-

henden Übersicht zu entnehmen (Stand 20.10.25): 

 

Kommune Einführung der Bezahl-
karte in Planung* 

Einführung der Be-
zahlkarte bereits er-
folgt 

Eifelkreis Bitburg-Prüm Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Altenkirchen Geplant für den 22.10.2025  

Landkreis Alzey-Worms  Am 01.09.2025 

Landkreis Bad Dürkheim  Am 14.10.2025 

Landkreis Bad Kreuznach Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Bernkastel-Wittlich Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Birkenfeld Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 
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Landkreis Cochem-Zell Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Donnersberg Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Germersheim Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Kaiserslautern Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Kusel  Am 20.08.2025 

Landkreis Neuwied  Am 26.09.2025 

Landkreis Rhein-Pfalz-Kreis  Am 02.09.2025 

Landkreis Südliche Wein-

straße 

Geplant für den 23.10.2025  

Landkreis Südwestpfalz  Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Landkreis Vulkaneifel  Am 14.10.2025 

Landkreis Westerwald Geplant für den 04.11.2025  

Stadt Neustadt a.d.W.  Am 12.09.2025 

Stadt Pirmasens  Am 12.08.2025 

Stadt Worms  Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 

 

Stadt Zweibrücken Einführungszeitpunkt der 

Landesregierung nicht be-

kannt 
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Nachfolgende Kommunen haben die Kooperationsvereinbarung mit dem Land nicht 

bzw. bislang noch nicht gezeichnet: (Stand 20.10.25) 

 Beitritt abgelehnt Beitritt geplant 
Landkreis Ahrweiler 

 

  

Ja 

Landkreis Mainz-

Bingen 

 

Ja  

Landkreis Mayen-

Koblenz 

Keine Erkenntnisse Keine Erkenntnisse 

Landkreis Rhein-

Hunsrück-Kreis 

 Ursprünglich im 3. Quartal 2025* 

Landkreis Rhein-

Lahn-Kreis 

Keine Erkenntnisse Keine Erkenntnisse 

Landkreis Trier-

Saarburg 

 

 Ursprünglich im 3. Quartal 2025* 

 

 

Stadt Frankenthal 

 

 Ja 

Stadt Kaiserslautern Keine Erkenntnisse Keine Erkenntnisse 

Stadt Koblenz Ja  

Stadt Landau 

 

Ja  

Stadt Ludwigshafen Keine Erkenntnisse Keine Erkenntnisse 

Stadt Mainz Ja,   

Stadt Speyer 

 

Ja,   

Stadt Trier 

 

Ja,  
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* Ergebnis der unverbindlichen Abfrage des Landes zur Nutzungsabsicht des Bezahl-

kartensystems vom 17. März 2025. 

 

In Bezug auf Kommunen, bei denen keine Erkenntnisse zu den weiteren Planungen 

vorliegen, wird darauf verwiesen, dass die Möglichkeit zur Zeichnung der Kooperations-

vereinbarung und damit zur Einführung der Bezahlkarte des Landes auch noch zu ei-

nem späteren Zeitpunkt gegeben ist. 

Vor dem Hintergrund der kommunalen Selbstverwaltung bedarf insbesondere die Ent-

scheidung gegen die Einführung der Bezahlkarte keiner gesonderten Mitteilung an das 

Land.  

Der Landesregierung ist bekannt, dass der Landkreis Mainz-Bingen und die Städte 

Mainz, Koblenz, Landau, Speyer und Trier die Einführung ablehnen. Im Wesentlichen 

wird ausweislich der bekannten Berichterstattungen von allen Gebietskörperschaften 

der als zu hoch wahrgenommene Verwaltungsaufwand als Ablehnungsgrund benannt. 

Daneben werden von der Stadt Speyer und der Stadt Koblenz keine Anzeichen für den 

Transfer von Sozialleistungen durch Leistungsberechtigte ins Ausland erkannt. Ob und 

inwieweit die in den ausgewiesenen Presseberichten benannten Ablehnungsgründe ab-

schließend sind, ist der Landesregierung nicht bekannt.  

 

 

Zu Frage 3 
Die Beurteilung, ob und inwieweit die Einführung der Bezahlkarte mit operativen Ent-

lastungen verbunden ist, kann sachgerecht nur von den örtlich zuständigen Leistungs-

behörden, die das AsylbLG vollziehen, getroffen werden. Die Bewertung eines mögli-

chen Effizienzgewinns durch Einführung der Bezahlkarte erfordert die umfassende 

Würdigung der örtlichen Gegebenheiten unter Berücksichtigung der bestehenden Pra-

xis der Leistungsgewährung, der Verwaltungsstruktur sowie der vorhandenen Personal- 

und Sachmittel. Dabei ist zu würdigen, dass der Aufwand des Einsatzes der Bezahlkarte 

auch vom Umfang ihres geplanten Einsatzes und der örtlichen Konfiguration abhängt. 
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Somit ist aus Sicht der Landesregierung nachvollziehbar, dass hier verschiedene Leis-

tungsbehörden zu unterschiedlichen Einschätzungen gelangen. Im Bereich der Aufnah-

meeinrichtungen des Landes hat sich die weitgehende Abkehr von Bargeldauszahlun-

gen durch Einführung der Bezahlkarte als verwaltungsökonomisch sinnvoller Schritt er-

wiesen.  

 

. Die Bewertung des örtlichen verwaltungsökonomischen Mehrwerts der Bezahlkarte ist 

von ihrer landesspezifischen Ausgestaltung zu trennen Im Zuge der Aufsetzung des 

rheinland-pfälzischen Bezahlkartensystems wurden die landesweiten Voreinstellungen 

im Rahmen der bestehenden Spielräume verwaltungseffizient ausgestaltet und zudem 

landesspezifische Anpassungen des Bezahlkartensystems in Auftrag gegeben, um 

durch das sog. Filialmodell die heterogene Verwaltungsstruktur innerhalb der Land-

kreise praxisfreundlich und rechtssicher abbilden zu können.  

Im Rahmen der am 28. April 2025 erzielten Einigung des Ministeriums für Familien, 

Frauen, Kultur und Integration (MFFKI) mit den kommunalen Spitzenverbänden zur ein-

heitlichen Ausgestaltung der Bezahlkarte wurde – auf ausdrücklichen kommunalen 

Wunsch – zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung bei den Funktionalitäten 

Lastschrift und Überweisung keine Negativliste, sondern eine Positivliste implementiert. 

In dieser Folge muss die Leistungsbehörde jede IBAN vorab freigeben, damit von Sei-

ten der Leistungsberechtigten eine Überweisung oder Lastschrift mittels Bezahlkarte 

erfolgen kann. 

 

In Bezug auf Presseberichte zu Diskussionen um die Einführung der Bezahlkarte im 

Landkreis Mainz-Bingen ist anzumerken, dass die Kooperationsvereinbarung des Lan-

des nur vom Kreis, nicht aber von den kreisangehörigen Delegationskommunen ge-

zeichnet werden kann. Die Entscheidung zur grundsätzlichen Einführung der Leis-

tungsform Bezahlkarte verbleibt daher beim Kreis. 
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Zu Frage 4: 
Der für die Bezahlkarte des Landes monatlich abhebbare Bargeldbetrag in Höhe von 

130 Euro stellt eine rechtlich unverbindliche Empfehlung des Landes dar, wie im Rund-

schreiben des MFFKI vom 30. Juni 2025 (Az. 3314-0012#2025/0015-0701 726.0008) 

gegenüber den Leistungsbehörden erneut dargelegt wurde.  

Mit der Regelempfehlung des Landes wird einerseits die vom Gesetzgeber intendierte 

migrationssteuernde Wirkung der Bargeldbegrenzung umgesetzt und zugleich die zent-

rale Bedeutung von Bargeld bei der Gewährleistung eines menschenwürdigen Exis-

tenzminimums berücksichtigt. Der Gesetzgeber selbst hat von einer gesetzlichen Fixie-

rung des monatlichen Bargeldbetrages abgesehen, weil die Bestimmung der Höhe ei-

nes hinreichenden Bargeldbetrages nur unter Berücksichtigung der individuellen Be-

dürfnisse und Umstände vor Ort durch die zuständige Behörde erfolgen kann. Somit 

verantwortet nach den Maßgaben des AsylbLG die zuständige Behörde in jedem Ein-

zelfall die rechtskonforme Bemessung des Bargeldbetrages, so dass Abweichungen 

der Höhe nach möglich und unter Umständen rechtlich zwingend geboten sind.  

 

. Ziel der Landesempfehlung ist es, die Zersplitterung der Verwaltungspraxis zu vermei-

den, Einheitlichkeit zu sichern und einen Betrag festzulegen, der in der Regel eine leis-

tungsrechtliche Unterdeckung verhindert. 

Die Regelempfehlung des Landes ist damit auch ein Beitrag zur Verwaltungsvereinfa-

chung, die den kommunalen Leistungsbehörden regelhaft einen rechtssicheren Bereich 

für die Bemessung des monatlichen Bargeldes ausweist, um aufwändige Nachsteue-

rung im Einzelfall und Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, und fördert – unter Berück-

sichtigung der kommunalen Selbstverwaltungsfreiheit – einen konsistenten Verwal-

tungsvollzug bei der Implementierung der Bezahlkarte in Rheinland-Pfalz. 
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Zu Frage 5: 
Im Zuge der Einigung des Landes mit den Kommunalen Spitzenverbänden vom 28. 

April 2025 zur Konfiguration der rheinland-pfälzischen Bezahlkarte wurde hinsichtlich 

der landeseinheitlichen Voreinstellung der Bezahlkarten Folgendes vereinbart: 

 

Fakultative Voreinstellung im Bezahlkartensystem:  

 

• Höhe des monatlich abhebbaren Bargeldbetrages:  

Es besteht eine Regelempfehlung des Landes von 130 Euro pro Person und 

Monat. Dies Ausgestaltungsmerkmal ist auf Ebene der Kommune durch allge-

meine örtliche Voreinstellungen oder auch im Einzelfall veränderbar. Ergänzend 

wird auf die Ausführungen zu Frage 4 verwiesen. 

 

Verbindliche Voreinstellung im Bezahlkartensystem: 

Die nachfolgend genannten Voreinstellungen sind änderungsfest, d.h. es handelt sich 

fixierte Ausgestaltungsmerkmal der Bezahlkarte. Kommunale Abweichungen hiervon 

sind weder allgemein noch individuell möglich. 

 

• Beschränkung der geographischen Nutzung:  

Die Bezahlkarte des Landes ist bundesweit einsetzbar, nicht jedoch außerhalb 

des Bundesgebietes.  

 

• Einschränkung von Waren- und Händlergruppen:  

Grundsätzlich bestehen aus Rechtsgründen keine Einschränkungen bei Waren- 

und Händlergruppen, mit Ausnahme des Ausschlusses von sog. Money Transfer 

Services. 

 

• Überweisungs-/Lastschriftfunktion mit Positivlistenverfahren:  

Diese Funktionen sind im definierten Umfang auf allen Bezahlkarten des Landes 

festgeschrieben. 
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• Teilnahme am Online-Handel: 

Die Teilnahme am Online-Handel ist innerhalb Deutschlands möglich. Die Teil-

nahme am Online-Handel außerhalb der EU ist dagegen ausgeschlossen. Un-

abhängig davon sind Money Transfer Services im Online-Einsatz der Bezahl-

karte ausgeschlossen.  

 

 
Zu Frage 6 und 7: 
Im Zuge einer Abfrage der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier vom 03.09.2025 

und 04.09.2025 wurden die Landkreise und kreisfreien Städte um Übersendung von 

kommunalen Beschlussfassungen zur Einführung der Bezahlkarte gebeten. Soweit 

Rückmeldungen zu bereits erfolgten kommunalen Beschlussfassungen eingegangen 

sind, ergeben sich Abweichungen lediglich in Bezug auf die disponible Regelempfeh-

lung des Landes zur Gewährung von 130 Euro monatlich abhebbaren Bargeldes. 

 

Konkret sind dem Land nachfolgende, zugleitete Beschlussfassungen bekannt, wobei 

zu beachten ist, dass in einigen Kommunen die Einführung der Bezahlkarte als Ge-

schäft der laufenden Verwaltung eingeordnet wird: 

 

Kommune Abweichungen von der Regelempfehlung des Landes 
in Höhe von 130 Euro pro Person und Monat  

Landkreis Birkenfeld 

 

Beschluss des Kreistags zur Einführung der Bezahlkarte 

vom 13.05.2024: 

Der Kreistag hat sich dafür ausgesprochen, das Abheben 

von Bargeld in Abweichung von der Regelempfehlung 

des Landes auf monatlich 200 Euro zu begrenzen. Für je-

des weitere Familienmitglied sollen weitere 70 Euro ge-

währt werden. 
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Landkreis Cochem-Zell 

. 

 

Beschluss des Kreistags zur Einführung der Bezahlkarte 

bis Ende 2025 vom 08.09.2025 (Vorlagen-Nr. 

3623/2025/V):  

Der monatlich abhebbare Bargeldbetrag wurde in Abwei-

chung der Regelempfehlung des Landes auf 130 Euro für 

Haushaltsvorstände und volljährige Haushaltsangehörige 

sowie auf 50 Euro für minderjährige Haushaltsangehörige 

festgesetzt. 

Landkreis Südwestpfalz 

 

Beschluss des Kreistags vom 30.06.2025 (Vorlagen-Nr. 

2025/118) zur Einführung einer Bezahlkarte für Asylbe-

werberleistungsberechtigte im Landkreis Südwestpfalz: 

Der monatlich abhebbare Bargeldbetrag wurde in Abwei-

chung von der Regelempfehlung des Landes auf 130 

Euro für volljährige Leistungsberechtigte sowie auf 50 

Euro für jedes weitere Haushaltsmitglied festgesetzt. 

Stadt Pirmasens 

 

Beschluss des Stadtrates in seiner Sitzung vom 

22.04.2024 (Vorlagen-Nr.: 1841/I/50.6/2024) zur Ermäch-

tigung der Verwaltung unter Berücksichtigung von ver-

waltungsökonomischen Gesichtspunkten im Rahmen ei-

ner freihändigen Vergabe einen Vertrag mit der Firma 

Publk GmbH (socialcard) zur Umsetzung einer Bezahl-

karte in Pirmasens einzugehen und die Bezahlkarte für 

Geflüchtete schnellstmöglich einzuführen:  

 

Es wurde beschlossen, die Bezahlkarte nur zu verwen-

den, wenn Geflüchtete keiner oder weniger als ein halbes 

Jahr einer Beschäftigung oder Arbeit nachgehen. Hin-

sichtlich der Barmittel wurde ausweislich der Beschluss-

vorlage ein Betrag von 150 Euro pro Haushaltsvorstand, 
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sowie weitere 50 Euro pro Haushaltsangehörigen zur 

Barverfügung als ausreichend angesehen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

 
Janosch Littig 

Staatssekretär 
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